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Tag Inhalt: Seit 
21. 2. 28. Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Hausvermögens des vormals Herzog von Sachſen⸗ 
20. 2. 28. Anordnung des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung, betreffend die Veröffentlichung der 
Hinweis auf nicht in der Geſetzzammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 5 13 


eme Hi fer 10 dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, 
rkunden uſw. ; 8 8 ; AR RE . 


(Nr. 13310.) Verordnung über die einheitliche Auflöſung des Hausvermögens des vormals Herzog 
von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha'ſchen Hauſes. Vom 21. Februar 1928. 


Die Auflöſung des Hausvermögens des vormals Herzog von Sachſen-Coburg⸗Gotha'ſchen Hauſes 
erfolgt nach Maßgabe der angeſchloſſenen Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem 
Freijtaot Thüringen über die einheitliche Auflöſung des Hausvermögens des vormals Herzog 
von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha'ſchen Hauſes. 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Der Juſtizminiſter wird ermächtigt, 
zu ihrer Ausführung nähere Beſtimmungen zu erlaſſen. 


Berlin, den 21. Februar 1928. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


Vereinbarung 
zwiſchen dem Freiſtaat Preußen und dem Freiſtaat Thüringen über die 
einheitliche Auflöſung des Hausvermögens des vormals Herzog von 
Sachſen⸗Coburg⸗Gotha'ſchen Hauſes. 


81. 
Die Teile des Hausvermögens, die in Preußen gelegen ſind, werden einheitlich mit dem in 
Thüringen gelegenen Hauptteil durch die thüringiſchen Auflöſungsbehörden nach den thüringiſchen 
Vorſchriften und nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen aufgelöſt. 


8 2. 


Durch Familienſchluß werden im Auflöſungsverfahren aus Beſtandteilen des bisherigen 
Hausvermögens des Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha'ſchen Hauſes mit dem Sitz in Gotha zwei 
Stiftungen errichtet, und zwar eine Stiftung für Kunſt und Wiſſenſchaft und eine Stiftung zur 
Erhaltung der wirtſchaftlichen Einheit des Stiftungsvermögens, insbeſondere als Träger öffent⸗ 
licher und privater Laſten ſowie zur Gewährung von Unterhaltsmitteln an Mitglieder der ſtiftungs⸗ 
berechtigten Familie. Der Entwurf der Stiftungsſatzungen iſt, bevor darüber im Auflöſungs⸗ 
verfahren entſchieden wird, dem Preußiſchen und Thüringiſchen Juſtizminiſter zur Genehmigung 
vorzulegen. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 17. März 1928.) 5 
Gefeglammlung 1928. (Nr. 133 10—13311.) 
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§ 3. 

Die ir, über die Stiftungen führt Thüringen. Anderungen der Stiftungsſatzungen 
ſowie dir Aufhebung der Stiftungen, Anderungen ihrer Zweckbeſtimmung und die Verteilung des 
Vermogens an die Anfallberechtigten unterliegen der Genehmigung des Preußiſchen und des 
Thüringiſchen Juſtizminiſters. 

Die ſtaatliche Forſtaufſicht über die in Preußen gelegenen Forſten ſteht Preußen zu. Ihre 
Regelung einſchließlich der Einführung des preußiſchen Schutzforſtrechts bleibt den preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen vorbehalten. f 

Die in Preußen gelegene. ! Forſten dürfen ohne Genehmigung des Preußiſchen Juſtiz⸗ 
miniſters und des Preußiſchen Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten oder der von 
ihnen zu beſtimmenden Behörde nicht geteilt oder veräußert werden. Der Genehmigung zur 
Veräußerung bedarf es nicht, wenn die Veräußerung zur Beitreibung ſolcher Schulden erfolgen 
ſoll, deren Aufnahme durch die genannten N oder durch die von ihnen bejtimmte 
genehmigt worden iſt. 


San 
Alle Anträge ind hen die 2 thürtnaifchen Auflofungsbehörden an preußiſche Behörden 
zu richten haben, ſind durch das vom e Juſtizminiſter zu . preußiſche 
a zu leiten. 


85. 

An den entſtehenden Gebühren wird der Freiſtaat Preußen nach dem Verhältnis der Größe 
der in den beiden Staaten befindlichen Stiftungsgrundſtücke beteiligt; die bisher in Preußen vorſchuß⸗ 
weiſe gezahlten Auflöſungsgebühren ſind entſprechend anzurechnen. Die Beteiligungsziffer wird 
durch Vereinbarung zwiſchen dem Preußiſchen und dem . Juſtizminiſter feſtgeſtellt. 


Weimar, den 2. Februar 1928. 


Im Namen der Preußiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Preußiſchen Staats⸗ 
miniſterium unter dem 12. November 1927 erteilten Vollmacht. 


Dr. Ernſt Kübler, 
Wirklichen Geheimer Oberfuſtizrat, 
Miniſterialdirettor „ R., 

Präſiden des Landesamts für Bamiliengüter. 


Im Namen der Thüringiſchen Staatsregierung auf Grund der vom Aiden Staats⸗ 
e unter dem 29. November 1927 erteilten Vollmacht. 


Dr. Hugo Wüller, 


Miniſterialdirektor. 


(Nr. 19311.) Anordnung des Minifters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Voltsbildung, betreſſend die 
Veröffentlichung der Regelung der Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe der kirchlichen 
Verwaltungsorgane durch die biſchöflichen Behörden. Vom 20. Februar 1928. 


Die bij ſchöflichen Behörden der katholiſchen Kirche in Preußen haben nach Benehmen mit mir 
gemäß 88 21 und 27 des Geſetzes über die Verwaltung des katholiſchen Kirchenvermögens vom 
24. Juli 1924 (Geſetzſamml. S. 585) beſtimmt, daß ihre Genehmigung zur Rechtsgültigkeit der 
Befeife der Kirchenvorſtände und Vertretungen der Gemeindeverbände erforderlich iſt bei: 


15 15 Erwerb, Belaſtung, Veräußerung und Aufgabe des Eigentums ſowie Anderung, Ver⸗ 
äußerung und Aufgabe von Rechten an Grundſtücken; 
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2. Veräußerung von Gegenſtänden, die einen wiſſenſchaftlichen, geſchichtlichen oder künſt⸗ 
5 leriſchen Wert haben; ö i e 


3. Kauf⸗, Tauſch⸗ und Werkverträgen über Gegenſtände im Werte von mehr als 
2000 Reichsmark; . 


4. Schenkungen mit Ausnahme der Fälle des § 534 BGB. ſowie nah ee 
Schenfungen und anderer Zuwendungen; 


5. Miet⸗ und Pachtverträgen über Grundſtücke auf . Dauer von ehr als einem Jahr; 


6. Aufnahme von Anleihen, die nicht bloß zur vorübergehenden Aushilfe. dienen, und 
Ausleihe von Darlehen, ſofern nicht, die Vorſchriften über die Mündelſicherheit 
erfüllt ſind; 


7. Entgeltlichen Anſtellungsverträgen auf die Dauer von mehr als einem Jahr; 
8. Bürgſchaften; 


9. Vergleichen bei einem Wert des Vergleichsgegenſtandes von mehr als 2000 Reichsmark. 
Auf die Berechnung des Wertes finden die 88 3 und 6 bis 9 der Zivilprozeßordnung 
entſprechende Anwendung; 


10. Abſtrakten Schuldverpflichtungen, wie ſolche namentlich durch Abtretung von 

Forderungen, Schuldübernahme, Schulderlaß, Schuldverſprechen und: Schuldanerkenntnis 
gemäß SS 780, 781 BGB., Annahme einer Anweiſung gemäß SI 783 ff. BGB., Aus 
ſtellung von Inhaberpapieren und Wechſel begründet werden; 


11. Rechtsgeſchäften mit Mitgliedern des Kirchenvorſtandes, es ſei denn, daß das Rechts 
geſchäft ausſchließlich in der Erfüllung einer ae 


Berlin, den 20. Februar 1928. 
Der Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 


In Vertretung 
Lammers. 


Hinweis auf nicht in der Gefetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


In Nr. 5 des Juſtizminiſterialblatts fur die preußische Geſetzgebung und Rechtspflege vom 
4. Februar 1928 auf Seite 44 ıft eine Allgemeine Verfügung des Juſtizminiſters vom 1. Februar 1928 
zur Ausführung des § 1 Abf. 2, § 2 Abi. 1 Ziffer 2 b, § 3, § 5 Abſ. 2 und § 7 des Geſetzes vom 
18. Dezember 1927 Geſes fate S. 209) über die Dienſtverhältniſſe der mit der Wahrnehmung 
der Geſchäfte eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle betrauten Beamten (I. 12 178) verkündet worden. 


Berlin, den 22. Februar 1928. 


Preußiſches Juſtizminiſterium. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzlamml. S. 357) ſind bekanntgemachtt 


1. der Erlaß des Preußischen Staatsminiſtertums vom 13. Januar 19 28 sit 
über die Genehmigung eines Nachtrags zu den reglementariſchen elan des kur. 
und Neumarkiſchen Ritterſchaftlichen Kreditinſtituts . * 
durch das Amtsblatt der 5 in Patent Nr. 7 S. 38, ausgegeben am 18. ebnen 105 


1 
N 
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2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 27. Januar 1928 ö 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Entwäſſerungsverband Norden in 
Norden für die Abſchließung des Norder Außentiefs mittels eines Deiches und zum 
Ausbau dieſes Außentiefs ſowie zur Herſtellung der erforderlichen Binnenentwaſſerungs⸗ 
anlagen und Zuwegungen im Kreiſe Norden 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aurich Nr. 7 S. 23, ausgegeben am 18. Februar 1928; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Februar 1928 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, 
Aktiengeſellſchaft in Eſſen (Ruhr), für den Bau einer Hochſpannungsleitung von der 
Schaltſtation Letmathe zu den Kraftwerken bei Hengſtey⸗Herdecke 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 7 S. 27, ausgegeben am 18. Februar 1928 


Die amtlich genehmigte 


Einbanddecke zur Preußiſchen Geſetzſammlung 


Jabrgang 1927 
liegt vor. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und durch den Verlag. 
Preis 1,50 Ron. zuzüglich Berfandtpeien. 


Berlin W9 N. v. Deder’s Verlag, G. Schend 
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